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1 Veranlassung 

Aufgrund des über die Jahre anstehenden Sanierungs- und Modernisierungsbedarfs am alten 

Standort des Betriebshofes bestanden seit längerer Zeit Überlegungen, den Betriebshof von sei-

nem derzeitigen Standort zu verlagern. Ursprünglich beabsichtigt war auf der ehemaligen Ge-

werbebrache südwestlich der Thomas-Müntzer-Straße, die planungsrechtlichen Voraussetzun-

gen für den Bau des neuen Betriebshofstandortes zu schaffen. 

Nachdem nun eine alternative Fläche für die Errichtung des Betriebshofes an der Halleschen 

Straße gefunden wurde, sollte nach dem Abriss der alten Fleischereibrache gemäß Grundsatzbe-

schluss des Stadtrates vom 24.02.2022 (BV-Nr. 480/22) die Fläche des Geltungsbereichs an der 

Thomas-Müntzer-Straße als Wohnbaustandort entwickelt werden. 

Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten (z.B. Immissionen) und bestehenden Planungsideen soll 

nun ein Mischgebiet festgesetzt werden. 

 

Ziel des Bebauungsplanes ist die Schaffung von verbindlichem Planungsrecht für die städtebauli-

che Neuordnung des Plangebiets und die baurechtliche Zulässigkeit von Wohngebäuden und von 

Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stören. Zur Schaffung der städtebaulichen 

Ordnung in dem Gebiet wird die Grünfläche nördlich (bis zum Bahnübergang) und südlich (bis zur 

Kleingartenanlage) in den Geltungsbereich einbezogen. 

 

Plangrundlage  
Die Plangrundlage wurde unter Verwendung von Geobasisdaten und Diensten des Landesamtes 

für Vermessung und Geoinformation des Landes Sachsen-Anhalt aus dem Geoleistungspaket für 

kommunale Gebietskörperschaften unter dem Aktenzeichen AZ: ©GeoBasis-DE/LVermGeo LSA, 

2023, A18-224-2009-7 erstellt, dass auch eine Vervielfältigungserlaubnis beinhaltet. 

 

Aufstellungsverfahren 
Ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder ande-

re Maßnahmen der Innenentwicklung kann gemäß § 13a Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB) im 

beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Da der Bebauungsplan der Wiedernutzbarma-

chung innerörtlicher Bereiche dient, soll er als „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ gemäß 

§ 13a BauGB im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden, sofern die Voraussetzungen hier-

für vorliegen.  
 

Der Bebauungsplan darf nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB im beschleunigten Verfahren nur 

aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunut-

zungsverordnung (BauNVO) oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt wird von weniger als 

20.000 m², wobei die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, 

räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen sind. 

Die durch die festgesetzte Grundflächenzahl von 0,6 bestimmte zulässige Grundfläche liegt mit 

ca. 6.300 m² deutlich unter dem Schwellenwert von 20.000 m². In der räumlichen Nähe zum Gel-

tungsbereich des Bebauungsplanes sind keine weiteren Bebauungspläne in zeitlichem Zusam-

menhang vorhanden oder beabsichtigt.  
 

Das beschleunigte Verfahren nach § 13a Abs. 1 Satz 4 und 5 BauGB ist ausgeschlossen, wenn 

durch die Aufstellung des Bebauungsplanes die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die 

einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) unterliegen. Das beschleunigte Verfahren ist auch ausge-

schlossen, wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB 
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genannten Schutzgüter oder dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder 

Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 Bundes-Immissions-

schutzgesetz (BImSchG) zu beachten sind.  

 

Die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes begründet keine Zulässigkeit von Vorhaben, 

für die eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Denn 

die Festsetzungen zu den zulässigen Nutzungsarten in Kombination mit der zulässigen Grundflä-

che, die im Bebauungsplan durch die Festsetzung der Grundflächenzahl bestimmt wird, schließt 

die Zulässigkeit von Vorhaben mit Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-

prüfung aus.  

Bei den in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB genannten Schutzgütern handelt es sich um die Erhal-

tungsziele und den Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete. Die Gebiete von gemeinschaftlicher 

Bedeutung und die europäischen Vogelschutzgebiete bilden das Europäische ökologische Netz 

„Natura 2000“.  

Das dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes nächstgelegene Natura 2000-Gebiet, eine Teil-

fläche des Gebiets von gemeinschaftlicher Bedeutung „Nienburger Auwald-Mosaik“ (Code: 

DE 4136 301) befindet sich nordöstlich des Geltungsbereichs am jenseitigen Ufer der Saale in 

einer Entfernung von etwa 2.000 m. Aufgrund der Entfernung werden Beeinträchtigungen von 

Natura 2000-Gebieten durch die Verwirklichung des Bebauungsplanes nicht erwartet.  

 

Im beschleunigten Verfahren gelten gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB die Vorschriften des verein-

fachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend.  

Im vereinfachten Verfahren kann gemäß § 13 Abs. 2 BauGB  

1. von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB ab-

gesehen werden,  

2. der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist 

gegeben oder wahlweise die Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt werden,  

3. den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stel-

lungnahme innerhalb angemessener Frist gegeben oder wahlweise die Beteiligung nach § 4 

Abs. 2 BauGB durchgeführt werden.  

 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes soll von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung 

der Öffentlichkeit abgesehen werden. Die Öffentlichkeit soll zum Entwurf durch Auslegung nach 

§ 3 Abs. 2 BauGB bzw. nach Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) beteiligt werden. Die Beteili-

gung der fachlich berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange soll nach § 4 

Abs. 2 BauGB durchgeführt werden.  

Im vereinfachten Verfahren wird gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB von der Umweltprüfung nach 

§ 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 

Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zu-

sammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen. Deshalb wird dieser Bebau-

ungsplan ohne Durchführung einer Umweltprüfung aufgestellt, Umweltbericht und zusammen-

fassende Erklärung werden nicht erstellt.  

 

Im beschleunigten Verfahren soll gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 3 BauGB einem Bedarf an Investitionen 

zur Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, zur Versorgung der Bevölkerung mit 

Wohnraum oder zur Verwirklichung von Infrastrukturvorhaben in der Abwägung in angemesse-

ner Weise Rechnung getragen werden. Mit der Wiedernutzbarmachung einer ehemaligen Ge-

werbebrache wird ein städtebaulicher Missstand innerhalb des Stadtgebietes beseitigt.  

 



Bebauungsplan Nr. 97 „Thomas-Müntzer-Straße“   
 

Seite 3 

Die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes begründet keine Zulässigkeit von Vorhaben, 

für die eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.  

Demzufolge kann das Bebauungsplanverfahren als „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ im 

beschleunigten Verfahren durchgeführt werden.  

 

2 Abgrenzung und Beschreibung des Gebietes 

Der Geltungsbereich mit einer Größe von 21.979 m2 befindet sich im Stadtteil Roschwitz im Süd-

osten der Stadt Bernburg (Saale) und wird im Osten durch die Thomas-Müntzer-Straße begrenzt. 

Im Westen und Norden bilden Flächen der Deutschen Bahn die Grenze. Im Süden grenzt die 

Kleingartensparte „Roschwitz I“ an den Geltungsbereich. 

Im Geltungsbereich befinden sich die Flurstücke 11, 12, 13, 14/1, 14/2, 15/2, 15/3, 15/4, 16, 17, 

18/1, 18/2, 19 und 25 der Flur 6 der Gemarkung Bernburg.  
 

Das Gelände liegt etwa bei 75 m ü. NHN und ist schwach in Richtung Thomas-Müntzer-Straße 

geneigt. Das gesamte Gelände zwischen Bahnanlage und Thomas-Müntzer-Straße wird derzeit 

nicht genutzt und liegt überwiegend brach. 

Auf den Flurstücken 14/1, 14/2, 15/2, 15/3 und 15/4 befand sich ein Schlacht- und Verarbei-

tungsbetrieb, der im Jahr 2021 abgerissen wurde. Die Grundstücke nördlich und südlich des 

ehemaligen Gewerbebetriebes sind unbebaut und befinden sich im Privateigentum. 

 
Abb. 1: Geltungsbereich 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

Kartengrundlage:  

Geobasisdaten /Januar 2020, 

© GeoBasis DE/VermGeo LSA, 

2020 A18-224-2009-7 

 

Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 
Bebauungspläne sind gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-

ckeln. Der Bebauungsplan weicht nicht von den Darstellungen des wirksamen Flächennutzungs-

planes ab. 
 

3 Übergeordnete Planungen  

Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung gemäß § 1 Abs. 4 BauGB anzupassen und haben 

diese als raumbedeutsame Planungen öffentlicher Stellen gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 Raumord-

nungsgesetz (ROG) zu beachten.  
 

Landesentwicklungsplan 

Die Stadt Bernburg (Saale) ist nach Ziel 37 in der zentralörtlichen Gliederung als Mittelzentrum 

ausgewiesen. 
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Zur Verringerung der Inanspruchnahme von Grund und Boden sollen nach Grundsatz 13 des Lan-

desentwicklungsplan des Landes Sachsen-Anhalt 2010 (LEP-LSA 2010) vorrangig die vorhandenen 

Potenziale (Baulandreserven, Brachflächen und leer stehende Bausubstanz) in den Siedlungsge-

bieten genutzt und flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen angewendet werden.  

Durch die Nutzung von bisher im Siedlungsbereich brach gelegenen Flächen wird das vorhandene 

Flächenpotential in der Stadt Bernburg (Saale) genutzt.  

 

Unter Berücksichtigung der demografischen Entwicklung in Sachsen-Anhalt muss die verstärkte 

Nutzung der Potentiale der Innenentwicklung und vorhandener Baulandreserven sowie von 

Brachflächen diesem Anliegen Rechnung tragen. Eine Aktivierung von ungenutzten bebaubaren 

Flächen trägt auch zur Verbesserung der Auslastung bestehender Infrastrukturen bei und ver-

meidet hohe Investitionskosten für neue Baugebiete. 

 

Der Bebauungsplan mit Festsetzung eines Mischgebietes trägt zur Stärkung des Mittelzentrums 

Bernburg als Wohn- und Gewerbestandort bei und ist mit den Zielen und Grundsätzen des Lan-

desentwicklungsplans 2010 vereinbar.  

 

Regionaler Entwicklungsplan 
Die Inhalte des Landesentwicklungsplanes werden in den Regionalen Entwicklungsplänen wei-

terentwickelt und konkretisiert. 

Gemäß § 2 der Verordnung über den Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt 

gelten die Regionalen Entwicklungspläne der Planungsregionen fort, soweit sie den in dieser 

Verordnung festgelegten Zielen der Raumordnung nicht widersprechen. Der Regionale Entwick-

lungsplan für die Planungsregion Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg, zu der die Stadt Bernburg (Saale) 

gehörte, ist am 24.12.2006 in Kraft getreten. 

 

Die Stadt Bernburg (Saale) liegt seit der Kreisgebietsreform im Jahr 2007 als Gemeinde im Salz-

landkreis innerhalb der Planungsregion Magdeburg. Die Regionale Planungsgemeinschaft Mag-

deburg hat am 26.03.2010 bekannt gegeben, den regionalen Entwicklungsplan für die Planungs-

region Magdeburg neu aufzustellen. Mit Beschluss der Regionalversammlung der Regionalen 

Planungsgemeinschaft Magdeburg am 29.09.2020 wurde der 2. Entwurf des Regionalen Entwick-

lungsplanes Magdeburg zur Öffentlichen Auslegung bestimmt. Somit sind die Ziele des 

2. Entwurfs des Regionalen Entwicklungsplanes Magdeburg als in Aufstellung befindliche Ziele 

der Raumordnung und somit als sonstige Erfordernisse der Raumordnung im Sinne des § 3 Abs. 1 

Nr. 4 ROG zu berücksichtigen.  

Das Kapitel 4 des Entwurfs des Regionalen Entwicklungsplanes Magdeburg wurde mit dem Be-

schluss der Regionalversammlung vom 28.07.2021 aus dem Gesamtplan herausgelöst und als 

Sachlicher Teilplan „Ziele und Grundsätze zur Entwicklung der Siedlungsstruktur - Zentrale Or-

te / Sicherung und Entwicklung der Daseinsvorsorge / Großflächiger Einzelhandel“ neu aufge-

stellt. Die öffentliche Auslegung und Trägerbeteiligung des 2. Entwurfs des Sachlichen Teilplanes 

erfolgte in der Zeit vom 25.07.2022 bis 31.08.2022. 

 

Gemäß des 2. Entwurfes des Regionalen Entwicklungsplanes Magdeburg, der die Stadt Bernburg 

(Saale) als Mittelzentrum festlegt, sollen zur Verringerung der Inanspruchnahme von Grund und 

Boden vorrangig die vorhandenen Potenziale (Baulandreserven, Brachflächen und leerstehende 

Bausubstanz) in den Siedlungsgebieten genutzt und flächensparende Siedlungs- und Erschlie-

ßungsformen angewendet werden (Grundsatz 23). 

Die Inhalte des Bebauungsplanes sind mit den Zielen der Raumordnung vereinbar. 
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Flächennutzungsplan 

Der Gemeinsame Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Bernburg für die Stadt 

Bernburg (Saale) mit Ortsteil Aderstedt und die Gemeinde Gröna wurde am 23.08.2007 ausgefer-

tigt und stellt den gesamten Geltungsbereich als gemischte Baufläche dar (s. Abb. 2). Die Fläche 

der Thomas-Müntzer-Straße wird im Flächennutzungsplan als Hauptverkehrsstraße während die 

südliche angrenzende Fläche als Dauerkleingarten dargestellt wird. Westlich grenzt direkt die 

Bahnanlage an. Die Fläche östlich der Thomas-Müntzer-Straße wird als Wohnbaufläche darge-

stellt. Das festgesetzte Mischgebiet ist somit aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

 
Abb. 2: Auszug aus dem Gemeinsamen Flächennutzungsplan der 

Verwaltungsgemeinschaft Bernburg 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 
 

 

 

 

 

Landschaftsplan 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind die Darstellungen des Landschaftsplanes zu berück-

sichtigen. Der aktuelle Landschaftsplan für die Gemarkung Bernburg vom Oktober 2004 (mit Än-

derungen bis 2007) ordnet den Geltungsbereich dem Entwicklungsbereich „Stadtteil Roschwitz“ 

zu.  

Der Landschaftsplan der Stadt Bernburg (Saale) enthält keine Ziele direkt für das Plangebiet, je-

doch für die nähere Umgebung. 

Für die Thomas-Müntzer-Straße wird Erhalt und Ergänzung der innerstädtischer Alleen bzw. 

Baumreihe empfohlen. 

Die Kleingartenanlage Roschwitz I besitzt eine hohe Bedeutung als Fläche für die Erholungsnut-

zung und ist deshalb auf lange Sicht zu erhalten. 

Außerdem wird die Anlage eines Bahnüberganges für Fußgänger und Radfahrer auf der Höhe der 

Heinrich-Peus-Straße empfohlen. 

 

4 Ziel und Zweck des Bebauungsplanes 

Zur Sicherung der künftigen Nutzung ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich. Das 

übergeordnete Ziel ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Bebauung 

der nunmehr brach liegenden Flächen mit Wohngebäuden und Gewerbebetrieben, die das Woh-

nen nicht wesentlich stören. Der Bebauungsplan dient somit der Wiedernutzbarmachung von 

brach liegenden Flächen und der Innenentwicklung.  
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Folgende Planziele werden angestrebt:  

- Sicherung einer gesunden Siedlungsentwicklung, 

- Schaffung der städtebaulichen Ordnung, 

- Schaffung von Baurecht für Wohn- und das Wohnen nicht wesentlich störende Gewerbe-

grundstücke, 

- Schonung von Außenbereichsflächen vor weiterer Inanspruchnahme und 

- Aufwertung des Areals in Bezug auf die angrenzenden Flächen und Nutzungen. 

 

Die zugrunde liegenden Planziele lassen sich umsetzen, indem z.B. eine Wohnbebauung entlang 

der Thomas-Müntzer-Straße bevorzugt wird und sich im westlichen Bereich entlang der Bahnlinie 

Gewerbebetriebe, die das Wohnen nicht wesentlich stören, ansiedeln (s. Abb. 3). Potentielle Ge-

bäude entlang der Bahntrasse dienen gleichzeitig als aktive Lärmschutzmaßnahme. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Abb. 3: mögliche Bebauungskonzepte (Planungsidee: Investor) 

 

5 Planinhalte  

 

5.1 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Mischgebiete dienen gemäß § 6 Abs. 1 BauNVO dem Wohnen und der Unterbringung von Ge-

werbebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stören.  

Durch die Verkehrsbelastungen auf der Thomas-Müntzer Straße und von der Bahn wirken Lärm-

immissionen im Plangebiet. Um das Maß der Beeinträchtigung aus diesen Vorbelastungen für die 

zulässige Mischnutzung nicht weiter zu erhöhen, wird das Nutzungsspektrum in den festgesetz-

ten Mischgebieten eingeschränkt. Daher werden die gemäß § 6 BauNVO sonst in Mischgebieten 

allgemein oder ausnahmsweise zulässigen Tankstellen und Vergnügungsstätten als nicht zulässig 

erklärt. Diese Einschränkungen dienen dem Schutz der Standortqualität und minimieren zusätzli-

che Belastungen durch Gewerbelärm oder zusätzlichen Fahrverkehr.  

Durch die Zulassung von Beherbergungsbetrieben und nicht wesentlich störenden Gewerbebe-

trieben wird der für Mischgebiete typische Gebietscharakter gewahrt.  
 

Das zulässige Maß der baulichen Nutzung im Mischgebiet wird durch die Grundflächenzahl (GRZ, 

§ 19 Abs. 1 BauNVO), die Zahl der Vollgeschosse (§ 20 Abs. 1 BauNVO) und die Höhe der bauli-

chen Anlagen (§ 18 BauNVO) bestimmt.  

 

Grundflächenzahl 
Die zulässige Obergrenze für die Grundflächenzahl in Mischgebieten liegt gemäß § 17 BauNVO 

bei 0,6, das heißt 60 % des Grundstücks darf für bauliche Anlagen genutzt werden. Städtebauli-
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ches Ziel ist es, eine verdichtete und flächensparende Bauweise im Sinne eines sparsamen Um-

gangs mit Grund und Boden zu ermöglichen.  

 

Höhe baulicher Anlagen / Vollgeschosse 
Eine Festsetzung zur „dritten Dimension“, d.h. die Zahl der Vollgeschosse und die Höhe baulicher 

Anlagen dient der näheren Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung und ist zusätzlich 

dann erforderlich, wenn ohne ihre Festsetzung öffentliche Belange, insbesondere das Orts- und 

Landschaftsbild, beeinträchtigt werden können. 

Neben der Zahl der Vollgeschosse werden höchstzulässige Gebäudehöhen festgesetzt.  

Gemäß der Bestandsvermessung nach dem grundhaften Ausbau der L 146 der Landesstraßen-

baubehörde Sachsen-Anhalt, Regionalbereich West liegen die Höhen nördlich der Kreuzung zur 

August-Bebel-Straße bei ca. 74 m ü. NHN und an der Kreuzung zur Südstraße bei ca. 72 m ü. 

NHN. Die maximale Höhe baulicher Anlagen im gesamten Baugebiet wird auf 84 m über NHN 

festgesetzt. Die Bezugshöhe ist das Deutsche Haupthöhennetz 1992 (DHHN1992). 

Mit dieser Festsetzung erfolgen eine Begrenzung der Gebäudehöhen und deren Wirkung auf das 

Orts- und Landschaftsbild. Diese Höhe ist ausreichend um sowohl Eigenheime als auch beispiels-

weise Werkhallen innerhalb des Mischgebiets errichten zu können. 

 

Um die Größe der Gebäude (Wohngebäude aber auch z.B. Hallen) und deren Wirkung auf das 

Orts- und Landschaftsbild zu begrenzen, wird im Mischgebiet zusätzlich die Zahl der Vollgeschos-
se festgesetzt und der Übergang zur angrenzenden Bebauung gewährleistet. Die Bebauung soll 

für eine größere Vielfalt der Gebäudetypen und flächensparendes Bauen durchaus zweigeschos-

sig möglich sein. Eine höhere Geschosszahl als zwei ist in diesem Stadtteil von Bernburg nicht 

siedlungsstrukturell begründbar. 

 

Aufgrund der Festsetzungen zur Art und zum Maß der baulichen Nutzung ist eine negative Wir-

kung auf das Orts- und Landschaftsbild nicht zu erwarten. 
 

5.2 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen  

Eine Bauweise wird für das Mischgebiet nicht festgesetzt, die Anordnung der Baukörper wird 

durch die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen durch Baugrenzen gemäß § 23 

Abs. 3 BauNVO geregelt. Die Baugrenze gilt als äußerste Begrenzung der überbaubaren Fläche, 

an die heran gebaut werden darf, aber nicht muss.  

Die Vorschriften der Bauordnung Sachsen-Anhalt (BauO LSA) über die Abstandflächen sind zu 

beachten. 
 

In der Regel werden die Baugrenzen mit einem Abstand von 3,0 m zu den Grundstücksgrenzen 

festgesetzt. Aus Gründen des Immissionsschutzes liegt die östliche Baugrenze 10 m von der 

Thomas-Müntzer Straße entfernt. So ist eine Bebauung innerhalb des Lärmpegelbereichs V ent-

lang der Thomas-Müntzer Straße nicht zulässig. 

Entlang der Bahnlinie wird die Baugrenze mit einem Abstand von 3,0 m zur Grundstücksgrenze 

festgesetzt, um die Sicherheit und Funktionstüchtigkeit des Eisenbahnverkehrs nicht zu gefähr-

den. 

Im Norden und im Süden werden die Baugrenzen auf den Grundstücksgrenzen festgesetzt, um 

künftigen Ansiedlungen ein hohes Maß an Flexibilität zu gewährleisten. Gemäß § 6 Abs. 1 Satz 3 

BauO LSA ist eine Abstandsfläche nicht erforderlich vor Außenwänden, die an Grundstücksgren-

zen errichtet werden, wenn nach planungsrechtlichen Vorschriften an die Grenze gebaut werden 

darf. Damit ist die dort bauplanungsrechtlich festgesetzte Baugrenze gegenüber der bauord-

nungsrechtlichen Vorschrift über die Abstandsflächen vorrangig. 
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Städtebauliche Gründe wie der schonende Umgang mit Grund und Boden rechtfertigen die Fest-

setzung der Baugrenzen, das Mischgebiet kann so im Sinne des Bodenschutzes optimal ausge-

nutzt werden.  

 

5.3 Verkehrserschließung 

Das Plangebiet liegt unmittelbar an der Landesstraße L 146 (Thomas-Müntzer-Straße) und ist 

über diese an das überörtliche Verkehrsnetz angebunden. Entlang der Thomas-Müntzer-Straße 

ist ein Schutzstreifen für den Radverkehr sowie parallel ein Gehweg vorhanden. 

Anlagen des ruhenden Verkehrs (Stellflächen) werden innerhalb des Plangebietes abgedeckt. 

Gesonderte Anlagen für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) sind nicht vorgesehen. An 

das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs ist der Geltungsbereich über die in der Thomas-

Müntzer-Straße befindliche Haltestelle „Thomas-Müntzer-Straße“ verkehrenden Stadtbuslinien 

111, 118, 119 und 125 angeschlossen. 

Der in etwa 900 m Entfernung liegende Bahn-Haltepunkt „Bernburg- Roschwitz“ ermöglicht den 

Anschluss an die Bahnstrecke Köthen – Aschersleben (Str. 6420). Es verkehren hier die RB-Linien 

50 Dessau – Güsten – Aschersleben und RB 47 Halle – Bernburg. 

 

Für die Erschließung des Plangebietes „Mischgebiet südlich der Thomas-Müntzer-Straße“ wird 

eine Ein- und Ausfahrt als Anschluss an die angrenzende Verkehrsfläche der L 146 festgesetzt. 

Diese Zufahrt befindet sich auf dem festgesetzten Leitungsrecht für eine Trinkwasserleitung des 

Wasserzweckverbandes „Saale-Fuhne-Ziethe“. Die künftige Anbindung an die Thomas-Müntzer-

Straße (L 146) soll die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, insbesondere auch des Rad- und 

Fußgängerverkehrs gewährleisten. 

 

5.4 Versorgungsanlagen sowie Abfall- und Abwasserbeseitigung 

 

Versorgungsleitungen 
Der Geltungsbereich als zukünftiger Standort für Wohnen und Gewerbe ist auf eine gesicherte 

Erschließung angewiesen. Diese kann mit bereits vorhandenen Leitungen in der Thomas-

Müntzer-Straße sichergestellt werden. 

Versorgungsleitungen sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB unterirdisch zu verlegen. Oberirdische 

Leitungen würden das Ortsbild beeinträchtigen und die städtebauliche Qualität mindern (textli-

che Festsetzung 2). 
 

Abwasserbeseitigung 
Die Entsorgung des anfallenden Abwassers erfolgt in der Thomas-Müntzer-Straße über das Ab-

wasserortsnetz des Wasserzweckverbandes „Saale-Fuhne-Ziethe“, über das das Abwasser zur 

Kläranlage Bernburg geführt wird. Ein Mischwasserkanal verläuft parallel zur südlichen Grenze 

des Geltungsbereichs. 

Für die Schmutzwasserbeseitigung (Zentrale Entsorgungslösung) hat jeweils ein Anschluss an das 

öffentliche Kanalsystem zu erfolgen. Die Anschlussbedingungen für Schmutzwasser sind durch 

den jeweiligen Bauherren mit dem Abwasserbeseitigungspflichtigen zu regeln. 

 

Niederschlagswasser 
Für die ordnungsgemäße Niederschlagswasserbeseitigung ist entsprechend dem § 79b WG LSA 

der Grundstückseigentümer verantwortlich. Niederschlagswasser soll gemäß § 65 Abs. 2 Was-

serhaushaltsgesetz (WHG) ortsnah versickert bzw. verrieselt werden, wenn der Untergrund es 
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zulässt. Sind entsprechend der Planungsabsichten grundlegende Erschließungsmaßnahmen er-

forderlich, sind diese mit dem Wasserzweckverbandes „Saale-Fuhne-Ziethe“ abzustimmen. 

Eine Entwässerung darf nicht auf oder über Bahngrund abgeleitet werden. 

 

Trinkwasser 
Das Plangebiet wird durch den Wasserzweckverband „Saale-Fuhne-Ziethe“ mit Trinkwasser ver-

sorgt. Trinkwasserleitungen sind in der Thomas-Müntzer-Straße vorhanden. Außerdem verläuft 

eine Trinkwasserleitung quer durch das Plangebiet. Von Südwesten kommend quert die Leitung 

die private Grünfläche und das Mischgebiet. Anschließend verlässt die Trinkwasserleitung den 

Geltungsbereich über die Thomas-Müntzer-Straße in Richtung Gröbziger Straße. 

 

Löschwasser 
Die Gemeinden haben gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz des Landes 

Sachsen-Anhalt (BrSchG) insbesondere für eine ausreichende Löschwasserversorgung Sorge zu 

tragen. Die Grundversorgung des Plangebietes mit Löschwasser soll über das Trinkwassernetz 

des Wasserzweckverbandes „Saale-Fuhne-Ziethe“ erfolgen.  

Die Bemessungsgrundlage für den Grundschutz an Löschwasser ergibt sich aus dem DVGW-

Arbeitsblatt W 405 (Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversor-

gung). Danach ist der Löschwasserbedarf in Abhängigkeit von der baulichen Nutzung und der 

Gefahr der Brandausbreitung zu ermitteln.  

 

Die Stadt Bernburg (Saale) hat mit dem Wasserzweckverband „Saale-Fuhne-Ziethe“ eine diesbe-

zügliche Vereinbarung getroffen.  

Für Mischgebiete mit kleinem Löschwasserbedarf beträgt der Grundbedarf nach der Tabelle des 

Arbeitsblattes 48 m³ je Stunde. Dieser Grundbedarf setzt eine kleine Gefahr der Brandausbrei-

tung voraus, d.h. feuerbeständige oder feuerhemmende Umfassungen sowie harte Bedachun-

gen. Bei der Ermittlung des Grundbedarfs an Löschwasser wird für das Plangebiet eine kleine 

Gefahr der Brandausbreitung angenommen. 

Für die Versorgung des Mischgebietes mit Löschwasser sind deshalb gemäß DVGW-Arbeitsblatt 

W 405 (Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung) 48 m³ je 

Stunde über 2 Stunden bereitzustellen. Dieser Grundbedarf an Löschwasser wird über die vor-

handenen Hydranten in den Trinkwasserleitungen sichergestellt. Somit kann eine ausreichende 

Versorgung mit Löschwasser gewährleistet werden. Ein Hydrant befindet sich in der August-

Bebel-Straße in etwa 120 m Entfernung und ein zweiter Standort befindet sich im Bereich der 

Einmündung der Südstraße in die Thomas-Müntzer-Straße.  

 

Gas 
Die Gasversorgung des Geltungsbereichs erfolgt durch die Stadtwerke Bernburg GmbH. 

Die Versorgung des Mischgebiets mit Gas ist möglich, jedoch nicht mit Fernwärme. 

Bei Näherung und Kreuzung von Gasleitungen sind Sicherheitsabstände nach DVGW-Arbeitsblatt 

G 462 / II und G 472 einzuhalten. 

 

Elektrizität 
Zur Versorgung der geplanten Eigenheime und der Gewerbebetriebe ist die Errichtung einer Tra-

fostation im Einfahrtsbereich des neuen Mischgebiets vorzusehen.  

Die Versorgung des Geltungsbereiches mit Elektroenergie erfolgt durch die Stadtwerke Bernburg 

GmbH.  

In der Thomas-Müntzer-Straße sind Elektrizitätsleitungen vorhanden. 
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Die vorhandenen Kabel und Leitungen der Stadtwerke Bernburg GmbH dürfen in Längsrichtung 

nicht überbaut werden; Lageänderungen werden nicht zugestimmt. Die während der Bauarbei-

ten freigelegten Kabel und Leitungen sind durch geeignete Maßnahmen in ihrer Lage zu fixieren. 

 

Telekommunikation 
Zur Versorgung mit Hausanschlüssen ist die Neuerrichtung von Telekommunikationslinien inner-

halb und außerhalb des Plangebietes erforderlich. Möglichst frühzeitig, 6 Monate vor Baubeginn, 

sollte die Deutsche Telekom in die Erschließung einbezogen werden, damit Bauvorbereitung und 

Durchführung zeitgerecht erfolgen kann. 

 

Der Salzlandkreis plant und koordiniert den geförderten Breitbandausbau im Rahmen des „Wei-

ßen-Flecken-Programms“. In Bernburg ist der geförderte Breitbandausbau bereits abgeschlossen. 

Die Arbeiten wurden durch die Deutsche Telekom AG durchgeführt.  
 

Abfallentsorgung 
Die Abfuhr des Hausmülls erfolgt über die turnusmäßige Müllabfuhr des Kreiswirtschaftsbetriebs. 

Um die Entsorgung zu gewährleisten, muss die jeweils gültige Abfallentsorgungssatzung beachtet 

werden. Anfallende Abfälle nach dem KrWG und der zu diesem Gesetz erlassenen Verordnungen 

sind ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen. Entsprechend § 8 GewAbfV sind Bau- und Ab-

bruchabfälle in den Abfallfraktionen getrennt zu sammeln und der Wiederverwertung zuzufüh-

ren. 
 

5.5 Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen 

Im Geltungsbereich werden Leitungsrechte zugunsten des Wasserzweckverbandes „Saale-Fuhne-

Ziethe“ sowie zugunsten der Stadtwerke Bernburg GmbH festgesetzt. 

 

Auf Teilflächen der festgesetzten privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Biotopver-

bund“ (B) wird beiderseits des Mischwasserkanals ein Leitungsrecht mit einer Gesamtbreite von 

10,0 m festgesetzt. Auf der mit Leitungsrecht zu belastenden Fläche dürfen keine baulichen An-

lagen errichtet sowie keine Bäume und Sträucher angepflanzt werden (textliche Festsetzung 4.1). 

 

Auf Teilflächen der festgesetzten privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Biotopver-

bund“ (B) und des Mischgebietes wird beiderseits der Trinkwasserleitung ein Leitungsrecht mit 

einer Gesamtbreite von 6,0 m festgesetzt. Auf dieser mit Leitungsrecht zu belastenden Fläche 

dürfen keine baulichen Anlagen errichtet sowie keine Bäume und Sträucher angepflanzt werden 

(textliche Festsetzung 4.2), jedoch soll die Zufahrt von der Thomas-Müntzer-Straße auf dem Lei-

tungsrecht erfolgen. 

 

Auf Teilflächen der privaten Grünfläche Zweckbestimmung „Biotopverbund“ (B) wird ein Lei-

tungsrecht zugunsten der Stadtwerke Bernburg GmbH für eine Gashochdruckleitung DN 300 

Stahl festgesetzt. Die mit Leitungsrecht zu belastende Fläche hat eine Gesamtbreite von 6 m. Auf 

dieser Flächen dürfen keine baulichen Anlagen errichtet sowie keine Bäume und Sträucher ge-

pflanzt werden (textliche Festsetzung 4.3). 
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5.6 Grünordnung 

Die Grünflächen nördlich und südlich des Mischgebietes werden entsprechend den Eigentums-

verhältnissen als private Grünflächen festgesetzt und sollen dauerhaft von jeglicher baulicher 

Nutzung freigehalten werden (textliche Festsetzung 3.1). 

Die private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Biotopverbund“ (A) nördlich des Mischgebie-

tes ist mit einer artenreichen, standortgerechten Gras-Kräuter-Mischung (Blühwiese) einzusäen 

und höchstens zweimal jährlich zu mähen. Die Fläche ist dauerhaft zu unterhalten.  

Die südlich des Mischgebietes liegende private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Bio-

topverbund“ (B) ist als Sukzessionsfläche der natürlichen Entwicklung zu überlassen. 

Erforderliche Abstände zu Leitungen sind einzuhalten. Die von Bäumen und Sträuchern frei zu 

haltende Fläche ist mit einer artenreichen Gras-Kräuter-Mischung einzusäen und höchstens 

zweimal jährlich zu mähen. 
 

Im Bereich des Flurstücks 19 befindet sich die bahneigene Kompensationsmaßnahme E1. Diese 

Fläche muss dauerhaft erhalten bleiben und darf nicht überplant werden. Die Zugänglichkeit der 

DB Mitarbeiter und deren Beauftragte ist stets zu gewähren. Das Maßnahmenblatt für die Maß-

nahme E1 wird als Anlage 2 Bestandteil der Begründung. 

 

5.7 Anpflanzung und Erhalt von Bäumen und Sträuchern 

Im festgesetzten Mischgebiet sind entlang der Thomas-Müntzer-Straße insgesamt 10 Bäume zu 

pflanzen. Die Pflanzstandorte sollen einen Abstand voneinander von 10,0 m haben und nur für 

die Anlage der Zufahrt unterbrochen werden. Die Einhaltung der Pflanzabstände ist für optimale 

Wachstumsbedingungen erforderlich. Nach Auskunft der Stadtwerke Bernburg GmbH befinden 

sich parallel zur Fahrbahn der Thomas-Müntzer-Straße 3 Mittelspannungskabelsysteme, die die 

Versorgung von ca. 1/4 der Bernburger Bergstadt sicherstellen. Die anzupflanzenden Bäume 

müssen deshalb einen Abstand von 3 Metern zu den Mittelspannungskabelsystemen einhalten 

(textliche Festsetzung 6.3). 

Die Artenliste bewahrt einen ausreichenden Entscheidungsspielraum bei der Artenauswahl.  
 

Artenauswahl: 

Acer buergerianum   Dreispitz-Ahorn 

Acer campreste    Feldahorn 

Eriolobus trilobatus   Dreilappiger Apfel 

Fraxinus ornus ‚Louisa Lady‘  Blumenesche ‚Louisa Lady‘ 

Liquidambar styraciflua  Amerikanischer Amberbaum 

Tilia cordata     Winterlinde  
 

Alle anzupflanzenden Bäume sind als Alleebäume im Sinne der „Gütebestimmungen für Baum-

schulpflanzen“1 mit einem Stammumfang in 1,0 m Höhe von mindestens 18 bis 20 cm zu pflan-

zen. Diese Maßnahme ist spätestens in der auf die Errichtung der Zufahrten folgenden Pflanzpe-

riode durchzuführen. An den Abschluss der Fertigstellungspflege gemäß der DIN 18916 „Pflanzen 

und Pflanzarbeiten" für die festgesetzten Anpflanzungen von Bäumen hat sich eine mindestens 

dreijährige Entwicklungspflege im Sinne der DIN 18919 „Entwicklungs- und Unterhaltungspflege 

von Grünflächen“ anzuschließen. Die angepflanzten Bäume sind dauerhaft zu unterhalten. Ab-

gängige Bäume müssen durch Neupflanzungen ersetzt werden (textliche Festsetzung 6.2). 

                                                 

1 Die genannten Normen können im Planungsamt der Stadt Bernburg (Saale) während der Dienststunden eingesehen werden. 
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Alleebäume sind nach den „Gütebestimmungen für Baumschulpflanzen" der Forschungsgesell-

schaft Landschaftsentwicklung, Landschaftsbau (FLL) Hochstämme mit besonders hohem Kro-

nenansatz. Die Baumpflanzungen verbessern das Mikroklima, insbesondere wird ein zu starkes 

Aufheizen vermindert.  

Mit dieser textlichen Festsetzung wird ein Ziel aus dem Landschaftsplan, der für die Thomas-

Müntzer-Straße eine innerstädtische Allee oder Baumreihe empfiehlt, umgesetzt.  

 

Alle Neupflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, insbesondere Gleisen, müssen nach 

Auskunft der Deutschen Bahn den Belangen der Sicherheit des Eisenbahnverkehrs entsprechen. 

In der DB Konzernrichtlinie 882 „Landschaftspflege und Vegetationskontrolle“ sind die Rahmen-

bedingungen enthalten. 

An Streckenabschnitten, die mit Geschwindigkeiten bis 160 km/h befahren werden sind  

- Mindestabstände zur Gleismitte des äußersten Gleises gemäß für klein- und mittelwüchsige 

Sträucher 8 m, für hochwüchsige Sträucher 10 m und für Bäume 12 m einzuhalten, 

- keine Pflanzungen innerhalb der genau definierten Rückschnittzone (hierdurch können sich 

im Einzelfall die o.g. Mindestabstände beträchtlich erhöhen) zulässig. Die Rückschnittzone 

dient der Freihaltung von Sicherheitsräumen, Ingenieurbauwerken, Oberleitungsabständen, 

Signalsichten etc. gemäß den anerkannten Regeln der Technik. 

- ausschließlich nach Richtlinie 882 geeignete Gehölze zu pflanzen. 

 

Die Pflanzabstände zu den Gleisanlagen sind so zu wählen, dass die Abstandsvorgaben auf Dauer 

ohne Rückschnitt der gepflanzten Bäume und Sträucher sichergestellt sind.  

Die deutsche Bahn weist auf die Verkehrssicherungspflicht (§§ 823 ff. BGB) des Grundstücksei-

gentümers hin. Soweit von bestehenden Anpflanzungen Beeinträchtigungen des Eisenbahnbe-

triebs und der Verkehrssicherheit ausgehen können, müssen diese entsprechend angepasst oder 

beseitigt werden. Bei Gefahr in Verzug behält sich die DB AG vor, die Bepflanzung auf Kosten des 

Eigentümers zurückzuschneiden bzw. zu entfernen. 

 

Der im Bebauungsplan festgesetzte Baum ist dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Ist der Baum 

abgängig, muss er vom Grundstückseigentümer durch Neupflanzung ersetzt werden. 

In der privaten Grünfläche (B) sind eine Reihe von Bäumen und Gehölzen vorhanden. Ihre Erhal-

tung und Pflege unterliegt im Rahmen der Grundstücksnutzung der Entscheidung der Eigentü-

mer. 

 

Die Baumschutzsatzung der Stadt Bernburg (Saale) ist selbstredend zu beachten. 

Für vorhandene Bäume im Geltungsbereich, die nach der Baumschutzsatzung der Stadt Bernburg 

(Saale) geschützt sind und im Bebauungsplan nicht mit Erhaltungsgebot belegt sind, richten sich 

Anzahl, Mindeststammumfang und Standort der Ersatzpflanzungen unmittelbar nach den Best-

immungen der Baumschutzsatzung.  

 

5.8 Immissionsschutz 

Bebauungspläne sind raumbedeutsame Planungen im Sinne des § 3 Nr. 6 ROG und haben gemäß 

§ 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen 

Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG 

vermieden werden. Schädliche Umwelteinwirkungen sind gemäß § 3 Abs. 1 BImSchG Immissio-

nen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erheb-

liche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen.  
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Nach § 1 Abs.6 BauGB sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-

hältnisse zu berücksichtigen. Die Beurteilung des dazu gehörenden Belanges Schallschutz erfolgt 

auf der Grundlage von Beiblatt 1 zur DIN 18 005 Teil 1 (Schallschutz im Städtebau). Die Orientie-

rungswerte (Immissionsrichtwerte) gemäß DIN 18 0052 dienen lediglich als Anhaltspunkt, so dass 

von ihnen sowohl nach oben als auch nach unten abgewichen werden kann. 
 

DIN 18 005 in dB(A) 16. BImSchV in dB(A) 

Orientierungswerte (OW) Immissionsgrenzwerte (IGW) 

Tag (6-22 Uhr) Nacht (22-6 Uhr) Tag (6-22 Uhr) Nacht (22-6 Uhr) 

60 50 64 54 

Tab 1: Schalltechnische Orientierungswerte nach DIN 18 005 und Immissionsgrenzwerte nach 16.BImSchV für 

Mischgebiete (MI) 
 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde im Februar 2022 eine Schallimmissionsprogno-

se durchgeführt (Schallschutzbüro Ulrich Diete, 2022). Dazu wurden die Schallimmissionen des 

Schienenlärms (nach Schall-03 und 16.BImSchV) und die Schallimmissionen des Straßenlärms 

(nach RLS-19 und 16.BImSchV) getrennt berechnet. Anschließend wurden die Ergebnisse nach 

DIN 4109-1 und -2 zusammengefasst und in einer Rasterlärmkarte dargestellt (s. Abb. 4). 

 
Abb. 4:  

Rasterlärmkarte nach DIN 4109-1 

Schallschutz im Hochbau mit den 

Lärmpegelbereichen der maß-

geblichen Gesamt-

Außenlärmpegeln La,ges  

 
 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

Im Geltungsbereich werden die Grenzwerte der 16. BImSchV sowie die Orientierungswerte der 

DIN 18 005 überschritten. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG 

4B87.04 v. 02.02.2005 und 9A 5.07 v. 09.07.2008) wird die Schwelle zur Gesundheitsgefährdung 

für Lärmbelastungen bei Gebieten, die auch zum Wohnen bestimmt sind, mit Beurteilungspegeln 

von 70 - 75 dB(A) tagsüber bzw. 60 - 65 dB(A) nachts angegeben.  

Aktiver Schallschutz (z.B. Lärmschutzwand) kann im Geltungsbereich aus verschiedenen Gründen 

nicht angewendet werden u.a. ist der benötigte Platz nicht vorhanden. Alternativ sind an Hand 

der berechneten Lärmpegelbereiche (s. Tab. 2) an Gebäuden passive Schallschutzmaßnahmen 

durchzuführen. 
    
2 Die genannten Normen können im Planungsamt der Stadt Bernburg (Saale) während der Dienststunden eingesehen werden. 
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Lärmpegelbereich Außenlärmpegel Gesamt-Bauschalldämm-Maß 

LPB La,ges in dB(A) R'w,ges in dB 

III 65 35 

IV 70 40 

V 75 45 

Tab. 2: Gesamt-Bauschalldämm-Maße für die Fassaden der Gebäude mit den Lärmpegelbereichen nach DIN 4109-1  

Neue Gebäude, die auch zum Wohnen genutzt werden, haben eine ausreichende Schalldäm-

mung der Außenbauteile entsprechend dem gemäß DIN 4109 ermittelten Lärmpegelbereich auf-

zuweisen. Für Schlafräume und Kinderzimmer ist der Einbau von schallgedämmten Lüftungsöff-

nungen erforderlich, sofern eine vom Außenpegel unabhängige Lüftung nicht auf andere Weise 

sichergestellt ist.  

Da der berechnete Schallschutz für die Fassaden der zukünftigen Wohnhäuser nur bei geschlos-

senen Fenstern gilt, sollten sogenannte Schalldämmlüfter unterhalb der Fenster (pro Zimmer ein 

Lüfter) vorgesehen werden. Diese Lüfter übertragen keinen Schall nach innen, sind für den Luft-

wechsel eines Zimmers ausgelegt und laufen so leise, dass sie nicht hörbar sind (textliche Fest-

setzung 5.1).  

Damit soll sichergestellt werden, dass den gesetzlichen Anforderungen an gesunde Wohn- und 

Arbeitsverhältnisse hinsichtlich des Immissionsschutzes entsprochen wird. 
 

Verglaste Vorbauten („Wintergärten“) gewähren ausreichenden Schallschutz der Innenräume 

mitunter auch noch dann, wenn die Fenster zur Dauerlüftung etwas geöffnet (gekippt) bleiben. 

Bei Gebäuden, die einseitig durch Verkehrsgeräusche belastet sind bzw. die durch Gebäude ein-

seitig vom Lärm abgeschirmt werden, ist die Errichtung von schutzbedürftigen Räume und Au-

ßenwohnbereiche (Balkone, Loggien, Terrassen) nur zulässig, wenn sie auf der lärmabgewandten 

Seite angeordnet werden (textliche Festsetzung 5.2). 

Bei der „lärmabgewandten Seite“ handelt es sich um die Seite, die nicht zur Lärmquelle (Thomas-

Müntzer-Straße oder Bahnanlage) zeigt. Bei einer möglichen Reihenbebauung wirken die Gebäu-

de als Raumkante und abschirmend zur Lärmquelle, die Errichtung von schutzbedürftigen Räu-

men und Außenwohnbereichen soll deshalb in Richtung Westen erfolgen. Der von der Bahn aus-

gehende Lärm wird von geplanten Werkhallen und einer geplanten Lärmschutzwand abge-

schirmt. 
 

Der Bebauungsplan wird als Angebotsplan erarbeiten, das heißt, eine Parzellierung sowie die 

Lage künftiger Gebäude stehen noch nicht fest. So ist es möglich, das Gebäude Abschirmwirkun-

gen erzielen, die in weiteren Bauanträge zu berücksichtigen sind. 

Aus diesem Grund sind die angegebenen Bauschalldämm-Maße in Bauanträgen für die Fassaden 

zukünftiger Wohnhäuser nachzuweisen, wobei Ausnahmen passiver Schallschutzmaßnahmen auf 

Grundlage eines Einzelnachweises zulässig sind (textliche Festsetzung 5.3). 
 

Im Geltungsbereich und dessen näherer Umgebung sind keine nennenswerten Vorbelastungen 

durch Gewerbelärm vorhanden. Auch andere Vorbelastungen durch Emissionsarten als Lärm wie 

Gerüche oder Erschütterungen sind nicht vorhanden.  
 

6 Umweltbelange 

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt. Daraus folgt, dass 

gemäß § 13 Abs. 3 BauGB die Umweltprüfung nach Maßgabe von § 2 Abs. 4 BauGB und der Um-

weltbericht nach § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB nicht anzuwenden ist. 

Ungeachtet dessen wurden bei der Aufstellung des Bebauungsplanes die betroffenen Umweltbe-

lange abwägend berücksichtigt. 
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6.1 Schutzgebiete 

In ca. 2.000 m Entfernung nördlich vom Plangebiet befindet sich der Dröbelsche Busch ein Teil 

des Gebietes von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiet), „Nienburger Auwald-Mosaik“ 

(FFH0103 – DE 4136 301). Geprägt wird das Schutzgebiet hauptsächlich von Wald, der von Saum-

strukturen begleitet wird. Aufgrund der räumlich getrennten Lage des Geltungsbereichs sowie 

der gänzlich anderen Biotopausstattung bestehen keine räumlich-funktionalen Zusammenhänge. 

Die Schutz und Erhaltungsziele des FFH-Gebiets beziehen sich hauptsächlich auf Hartholzauen-

wälder und sonstige vorkommenden Auenwälder, Auengrünland, Feuchtbiotope und natürliche 

Gewässer. Die Verträglichkeit des Gewerbestandorts mit dem FFH-Gebiet ist gegeben. 

 

Zu den Europäischen Schutzgebieten „Natura 2000“ gehören neben den Schutzgebieten der Fau-

na-Flora-Habitat (FFH) Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG) auch die Schutzgebiete der Vogelschutz-

Richtlinie (Richtlinie 2009/147/EG). Durch das Vorhaben des Bebauungsplanes werden keine Eu-

ropäischen Schutzgebiete „Natura 2000“ beeinträchtigt, da sie sich in nicht beeinflussbarer Dis-

tanz befinden. 

Weitere Schutzgebiete werden durch die Planung nicht berührt.  

 

6.2 Eingriffsregelung 

Gemäß § 1a BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitplänen die Belange von Natur und Land-

schaft zu beachten und in die Abwägung einzustellen, Eingriffe in Natur und Landschaft sind 

durch entsprechende Maßnahmen zu kompensieren. Nach § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB ist ein Aus-

gleich von Beeinträchtigungen in Natur und Landschaft (Eingriffsregelung) nicht erforderlich, so-

weit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. Im 

beschleunigten Verfahren gelten gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB in den Fällen des § 13a Abs. 1 

Satz 2 Nr. 1 BauGB Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten 

sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder 

zulässig.  

 

Bebauungspläne, mit einer zulässigen Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von insge-

samt weniger als 20.000 m2, können im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a Abs. 1 Satz 2 

Nr. 1 BauGB aufgestellt werden. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist etwa 2,2 ha groß. 

Davon wird eine Fläche von 10.510 m² als Mischgebiet, mit einer Grundflächenzahl von 0,6, fest-

gesetzt. Die zulässige Grundfläche ergibt sich aus der Gesamtgröße des festgesetzten Gewerbe-

gebietes und der festgesetzten Grundflächenzahl. Auf diese Weise ergibt sich für den Geltungs-

bereich eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von 6.300 m².  

Somit entfällt die Notwendigkeit der Eingriffskompensation. Festsetzungen zu Grünflächen und 

Pflanzgeboten dienen als Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen.  

 

Selbstredend gilt die Baumschutzsatzung der Stadt Bernburg (Saale). Nach Maßgabe der Baum-

schutzsatzung sind Ersatzpflanzungen für nach der Satzung geschützte Bäume, die aufgrund von 

Bauvorhaben beseitigt werden müssen, zu leisten. Anzahl und Mindeststammumfang von Er-

satzpflanzungen richten sich nach den Vorschriften der Baumschutzsatzung. 

Für solche Bäume, die im Bebauungsplan nicht mit Erhaltungsgebot belegt sind und nach der 

Baumschutzsatzung geschützt sind, richtet sich auch der Standort von Ersatzpflanzungen nach 

der Baumschutzsatzung.  
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6.3 Artenschutz 

Nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BNatSchG ist es verboten,  

- wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während 

der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich 

zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszu-

stand der lokalen Population einer Art verschlechtert,  

- Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten 

aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören (Zugriffsverbote). 

Für nach § 15 BNatSchG zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft sowie für Vorhaben im Sinne 

des § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG, die nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulässig sind, 

gelten gemäß § 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote nach 

Maßgabe von § 44 Abs. 5 Satz 2 bis 5 BNatSchG.  

 

Sind in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-Richtlinie) aufgeführte Arten oder europäische 

Vogelarten betroffen, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG und im 

Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen wild lebender Tiere auch ge-

gen das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG nicht vor, soweit die ökologische Funktion der von 

dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zu-

sammenhang weiterhin erfüllt wird.  

Ob durch die Verwirklichung des Bebauungsplanes gegen Artenschutzvorschriften verstoßen 

wird, ist somit vom Vorkommen entsprechender Arten abhängig. Falls solche Arten vorkommen, 

kommt es darauf an, ob die ökologische Funktion der von der Verwirklichung des Bebauungspla-

nes betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der Arten im räumlichen Zusammenhang wei-

terhin erfüllt wird.  

 

Nach dem Landschaftsplan der Stadt Bernburg (Saale) sind im Geltungsbereich keine Vorkom-

men von in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Arten oder von europäischen Vo-

gelarten bekannt. Keiner der im Landschaftsplan dargestellten Biotopkomplexe liegt im Gel-

tungsbereich des Bebauungsplanes. Auch die Biotopstrukturen im Geltungsbereich weisen nach 

dem Kenntnisstand der Stadt Bernburg (Saale) keine Spuren auf die auf solche Arten deuten. 

Insofern geht die Stadt Bernburg (Saale) davon aus, dass im Geltungsbereich keine von in An-

hang IV der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Arten und keine geschützten Vogelarten betrof-

fen sind. 

 

6.4 Berücksichtigung der Umweltschutzbelange  

 

6.4.1 Schutzgüter 

Pflanzen und Tiere: Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Roschwitz im Südosten der Stadt 

Bernburg (Saale) und ist geprägt von einer brachliegenden Fläche, Grünland und aufgelassenen 

Kleingärten mit Gehölzstrukturen. Vorkommen schutzwürdiger Arten von Flora und Fauna sind 

nicht bekannt. Auch der Landschaftsplan trifft dazu keine Aussage. 

Umgeben wird der Geltungsbereich im Osten und im Westen von Einfamilienhäuser. Im Süden 

grenzt die Kleingartensparte „Roschwitz I“ an. Im Norden grenzt der Bahnübergang an den Gel-

tungsbereich. 

 

Boden: Das Plangebiet weist, außerhalb des ehemaligen Gewerbestandorts, eine geringe Boden-

versiegelung auf. Schwarzerde ist der vorherrschende Bodentyp. Die Gewerbebrache ist entspre-



Bebauungsplan Nr. 97 „Thomas-Müntzer-Straße“   
 

Seite 17 

chend § 2 des Gesetzes zum Schutz des Bodens (BBodSchG) im Altlastenkataster des Salzland-

kreises geführt. 

 

Wasser: Oberflächengewässer sind nicht vorhanden.  

 

Klima und Luft: Im Plangebiet herrscht Freilandklima, das durch ungeminderten Temperatur- 

und Feuchteverlauf, Windoffenheit, nächtliche Abkühlung und Kaltluftproduktion gekennzeich-

net ist. 
 

Landschaft: Das für den Betrachter vom öffentlichen Raum erlebbare Landschaftsbild entlang 

der Thomas-Müntzer-Straße wird durch die freie Flächen, aufgelassene Kleingärten und das 

Grünland vor dem Bahnübergang geprägt. 

 

Mensch und seine Gesundheit: Das Plangebiet ist unbewohnt, jedoch in unmittelbarer Nachbar-

schaft sind Siedlungsbereiche mit hoher Aufenthaltsqualität vorhanden. Mit Verkehrslärm der 

angrenzenden Bahnlinie und der Thomas-Müntzer-Straße ist zu rechnen. Direkte Erholungsfunk-

tion hat das Plangebiet nicht. Nur die südlich liegende Kleingartenanlage „Roschwitz I“ besitzt 

eine hohe Erholungsfunktion. Negative Auswirkungen auf das Wohnumfeld ergeben sich durch 

die Festsetzungen des Planes nicht. 

 

Kultur- und Sachgüter: Kulturgüter sind im Geltungsbereich nicht vorhanden. Sonstige Sachgüter 

sind die vorhandenen Leitungsbestände im Plangebiet.  

 

Weitere Schutzgüter sowie Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete) sind durch 

die Planung nicht betroffen. 

 

6.4.2 Prognose über Durchführung / Unterbleiben der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung – dem Verzicht auf Aufstellung des Bebauungsplanes – wür-

de sich der Versiegelungsgrad und der Zustand des Plangebietes nicht grundlegend verändern. 

Seit dem Abriss des Gewerbebetriebes wurde ein seit Jahren bestehender städtebaulicher Miss-

stand an der Thomas-Müntzer-Straße beseitigt. 

Bei Durchführung der Planung – der Umsetzung des Bebauungsplanes – wird die Zulässigkeit ei-

nes Mischgebietes ermöglicht.  

 

Pflanzen und Tiere: Das vorhandene Grünland und der vorhandene Baum- und Gebüschbestand 

auf den privaten Grünflächen im Norden und Süden des Geltungsbereichs werden nicht beein-

trächtigt. Die Festsetzungen ermöglichen eine Bebauung der ehemaligen bebauten und versie-

gelten Gewerbebrache, so dass es für das Schutzgut keine großen Veränderungen geben wird. 

 

Boden: Die Bodenversiegelung beschränkt sich größtenteils auf das festgesetzte Mischgebiet, 

das bereits vor Abriss der Gewerbebrache einen hohen Versiegelungsgrad aufwies. 

Die angrenzenden Grünflächen verbleiben als unversiegelter Boden mit seiner gegenwärtigen 

naturräumlichen Ausstattung. Die natürlichen Bodenfunktionen (z.B. Regelung des Wasserkreis-

laufes, Schadstofffilter) bleiben hier erhalten. 

 

Wasser: Aufgrund des aktuell hohen Versiegelungsgrades im Bereich der ehemaligen Gewerbe-

brache wird es zu keinen nennenswerten Veränderungen der Versickerungsfähigkeit für Nieder-

schlagswasser kommen.  
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Klima und Luft: Der Luftmassenaustausch ähnelt mit einer neuen Bebauung dem vor Abriss der 

Gewerbebrache, das günstige Freilandklima bleibt erhalten.  
 

Mensch und seine Gesundheit, Landschaftsbild: Die beabsichtigte Bebauung wertet das städte-

bauliche Erscheinungsbild durch moderne Neubauten auf. Mit der erfolgten Beseitigung der Ge-

werbebrache wurde das Landschaftsbild bereits aufgewertet. 

Eine nennenswerte Veränderung des Verkehrsaufkommens im unmittelbaren Umfeld ist nicht zu 

erwarten. Zur Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse werden passive Lärmschutzmaßnahmen 

festgesetzt. 

Weitere Schutzgüter sind durch die Planung nicht betroffen.  

Die Europäischen Schutzgebiete „Natura 2000“ sind ebenfalls nicht betroffen, da aufgrund der 

unterschiedlichen Biotopausstattung kein räumlich-funktionaler Zusammenhang besteht. 

 

6.4.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Aus-
wirkungen 

Zu den Maßnahmen des Bodenschutzes gehört gemäß § 1a Abs. 2 BauGB der sparsame Umgang 

mit dem nicht vermehrbaren Schutzgut Boden. Eine zusätzliche Inanspruchnahme von Flächen 

wird durch die Wiedernutzbarmachung und den getroffenen Festsetzungen nicht begründet, 

weitere Eingriffe in Natur und Landschaft werden vermieden. Dem Grundsatz einer bodenscho-

nenden nachhaltigen Stadtentwicklung wird entsprochen und Bodenversiegelungen auf das not-

wendige Maß begrenzt. 

Die textlichen Festsetzungen 3 und 6 tragen ebenfalls zur Vermeidung, Verringerung und zum 

Ausgleich von nachteiligen Auswirkungen, besonders der Schutzgüter Boden, Wasser, Klima, Ar-

ten und Lebensgemeinschaften und Mensch und Gesundheit bei. 

Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB sichern die Festsetzungen eine menschenwürdige Umwelt, schützen die 

natürlichen Lebensgrundlagen und erhalten und entwickeln das Orts- und Landschaftsbild. 

 

Dennoch ist nach § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB ein Ausgleich von Beeinträchtigungen in Natur und 

Landschaft (Eingriffsregelung) nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen 

Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. Im beschleunigten Verfahren gelten gemäß § 13a 

Abs. 2 Nr. 4 BauGB in den Fällen des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB Eingriffe, die auf Grund der 

Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor 

der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig.  
 

7 Hinweise 

 

7.1 Altlasten 

Nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB sind Flächen zu kennzeichnen, deren Böden erheblich mit umwelt-

gefährdenden Stoffen belastet sind. Aufgabe der Kennzeichnung ist es, für die nachfolgenden 

Verfahren auf mögliche Gefährdungen durch Bodenbelastungen und die erforderliche Berück-

sichtigung hinzuweisen („Warnfunktion“). 
 

Im Geltungsbereich befindet sich der ehemalige Schlachthof Bernburg, der im Altlastenkataster 

des Salzlandkreises entsprechend § 2 Abs. 3 bis 6 BBodSchG als Altlastenverdachtsfläche (Alt-

standort) unter der Nr. 15089030 5 00043 geführt wird (Flurstücke 14/1, 14/2, 15/2, 15/3 und 

15/4 der Flur 6 der Gemarkung Bernburg). Der Schlacht- und Verarbeitungsbetrieb befand sich in 

der Zeit von ca. 1980 bis 1992 auf dieser Fläche. Untersuchungen liegen für diesen Standort nicht 
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vor. Bodenbelastungen können jedoch insbesondere bei Nutzungsänderungen in Verbindung mit 

Tiefbauarbeiten nicht ausgeschlossen werden. 

Die dargestellte Nutzung ist mit der gekennzeichneten Altlastverdachtsfläche vereinbar. 

 

7.2 Kampfmittel 

Entsprechend der Kampfmittelbelastungskarte (Stand 2022) befinden sich keine kampfmittelbe-

lasteten Flächen im Plangebiet. Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die beim Kampf-

mittelbeseitigungsdienst Sachsen-Anhalt vorliegenden Erkenntnisse einer ständigen Aktualisie-

rung unterliegen und die Beurteilung von Flächen dadurch bei künftigen Anfragen ggf. von den 

bislang getroffenen Einschätzungen abweichen kann. 

Kampfmittel jeglicher Art können niemals ganz ausgeschlossen werden. Sollten bei der Durchfüh-

rung von erdeingreifenden Maßnahmen Kampfmittel bzw. kampfmittelverdächtige Gegenstände 

oder Munition aufgefunden werden, so sind unverzüglich die Bauarbeiten einzustellen, ist die 

Baustelle vor dem Betreten unbefugter Personen zu sichern, die Baustelle in einem angemesse-

nen Abstand zu verlassen, die nächste Polizeidienststelle, der Salzlandkreis oder der Kampfmit-

telbeseitigungsdienst zu informieren. Das Berühren von Kampfmitteln ist verboten. 

 

7.3 Denkmalschutz 

Nach gegenwärtigem Wissensstand sind keine archäologischen Kulturdenkmale im Geltungsbe-

reich bekannt, dennoch sind unerwartet freigelegte archäologische Kulturdenkmale gesetzlich 

meldepflichtig. 

Gemäß § 2 in Verbindung mit § 18 (1) DenkmschG LSA entsteht ein Denkmal ipso iure und nicht 

durch einen Verwaltungsakt. Nach § 9(3) des DenkmschG LSA sind Befunde mit den Merkmalen 

eines Kulturdenkmals bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige unverändert zu lassen. Eine 

wissenschaftliche Untersuchung durch das Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie ist zu 

ermöglichen.  

Gemäß § 9 (3) DenkmSchG LSA ist innerhalb einer Woche bei in Erde oder Wasser gefundenen 

Sachen eine eventuelle Denkmaleigenschaft festzustellen. Bei Feststehen der Denkmaleigen-

schaft finden weitere Schutzvorschriften des DenkmSchG Anwendung. Es gilt die Erhaltungs-

pflicht nach § 9 Abs. 1 und 2 und die Genehmigungspflicht nach § 14 Abs. 1 DenkmSchG.  

 

7.4 Klimaschutz 

 

7.4.1 Überbaubare Flächen 

Die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen überbauten Flächen der bebau-

ten Grundstücke sind gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 BauO LSA wasseraufnahmefähig zu belassen oder 

herzustellen, zu begrünen oder zu bepflanzen, soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen 

zulässigen Verwendung der Flächen entgegenstehen. 

So sollen die nicht für Zufahrten, Wege oder Stellplätze benötigten Freiflächen als wasserdurch-

lässige, begrünte Vegetationsflächen angelegt und gärtnerisch gestaltet werden. 

Dieser Hinweis trägt sowohl dazu bei eine gesunde Siedlungsentwicklung zu sichern, als auch 

gemäß § 1 Abs. 5 BauGB eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebens-

grundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung zu 

fördern. 

Aufgrund der Verankerung in der Landesbauordnung ist eine Festsetzung zu dieser Thematik 

entbehrlich. 
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7.4.2 Gesundheit 

Die Auswirkungen des Klimawandels können die Luftqualität in Innenräumen negativ beeinflus-

sen. Dieser Aspekt ist bei der Planung von Bauvorhaben und Wohnkonzepten zu beachten. Prä-

ventiv ist auf ein verändertes Lüftungsverhalten im Sommer zu verweisen. Das bedeutet, dass 

nachts die Fenster geöffnet sind und die Intensität des Lärms zu gesundheitlichen Beeinträchti-

gungen führen kann. 

 

Gebäudefassaden sollten einen hellen Farbanstrich erhalten, da dadurch weniger Wärme nachts 

abgegeben wird. Es wird angenommen, dass 2° C weniger Abstrahlungswärme entstehen. Auch 

die Anpflanzung von Bäumen und anderen Gehölzen ist klimatisch gesehen sehr wertvoll. Der 

dadurch erzeugte Schattenwurf kann durch die Verdunstungskühle eine gefühlte Temperatur 

von 6-8°C weniger erzeugen. 

 

Ein weiterer wichtiger Aspekt aus hygienischer Sicht ist die Besonnung von Wohnräumen. Die 

Ausrichtung der Wohnhäuser sollte so erfolgen, dass eine ausreichende Besonnung eines Wohn-

raumes gewährleistet ist. Die in der DIN 5034 „Tageslicht in Innenräumen“ festgeschriebenen 

Werte sind als Mindestnorm anzusehen. Auf die Gefahr einer gegenseitigen Verschattung von 

Wohnräumen ist zu achten. Die anzustrebende Sonnenscheindauer für einen Raum sollte bezo-

gen auf den 17. Januar 1 Stunde betragen. 

 

7.4.3 Regenwassermanagement  

Regenwasser so schnell wie möglich aus bebauten Gebieten abzuleiten, ist aus wasserwirtschaft-

lichen und ökologischen Gründen heute nicht mehr zeitgemäß. Die Anforderungen an die Re-

genwasserbewirtschaftung in urbanen und kommunalen Kontexten sind gewachsen. Es gilt, den 

Wasserkreislauf im Bereich von Bebauungen den zuvor bestehenden natürlichen Verhältnissen 

anzupassen (gemäß Merkblatt DWA-A 102-2).  

Dezentrale Bewirtschaftungsmaßnahmen gewinnen zunehmend an Bedeutung und lassen sich 

sowohl gut miteinander als auch mit der zentralen Niederschlagswasserentwässerung kombinie-

ren. Die Flächenversiegelung muss auf ein Mindestmaß reduziert werden. Wo es möglich ist, sol-

len Grünflächen angelegt oder wasserdurchlässige Materialen als Alternative zur absoluten Ver-

siegelung genutzt werden. 

Eine Gefährdung des Grundwassers durch Schadstoffbelastungen im Boden ist auszuschließen. 

 

8 Maßnahmen zur Verwirklichung 

 

Bodenordnung 
Die bebaubaren Grundstücke befinden sich im Eigentum des Investors. In diesem Bereich wird es 

zu einer Neuordnung der Grundstücke kommen. Förmliche Maßnahmen der Bodenordnung sind 

ansonsten nicht erforderlich. 

 

Entschädigungen 
Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes werden keine Entschädigungsansprüche im Sinne 

der §§ 39 bis 44 BauGB ausgelöst. Es entstehen Eigentümern und Nutzungsberechtigten keine 

Vertrauensschäden.  

Die Grundstücke innerhalb des Mischgebietes wurden käuflich erworben, alle anderen Grundstü-

cke verbleiben beim Eigentümer und können entsprechend der Festsetzungen genutzt werden. 
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Erschließung 
Die verkehrliche Erschließung des Geltungsbereichs erfolgt über die Thomas-Müntzer-Straße. 

Über eine Zufahrt mit einer Breite von 6 m ist das Plangebiet erreichbar. Diese liegt direkt über 

dem festgesetzten Leitungsrecht für eine Trinkwasserleitung des Wasserzweckverbandes „Saale-

Fuhne-Ziethe“. 

Eine Verlegung von Versorgungsleitungen und von Abwasserleitungen ist erforderlich. An-

schlussmöglichkeiten an die vorhandenen Ver- und Entsorgungseinrichtungen sind vorhanden. 

Die bestehenden Netzkapazitäten sind ausreichend.  

 

Ausgleichsmaßnahmen  
Ausgleichsmaßnahmen sind nicht erforderlich. Dennoch gilt selbstredend die Baumschutzsatzung 

der Stadt Bernburg (Saale). Nach ihr sind Ersatzpflanzungen für nach der Satzung geschützte 

Bäume, die aufgrund von Bauvorhaben beseitigt werden müssen, zu leisten. Anzahl und Min-

deststammumfang von Ersatzpflanzungen richten sich nach den Vorschriften der Baumschutzsat-

zung. Für solche Bäume, die im Bebauungsplan nicht mit Erhaltungsgebot belegt sind und nach 

der Baumschutzsatzung geschützt sind, richtet sich auch der Standort von Ersatzpflanzungen 

nach der Baumschutzsatzung.  
 

9 Wesentliche Auswirkungen 

 

Umwelt 
Erhebliche Auswirkungen des Bebauungsplanes auf die Belange des Umweltschutzes einschließ-

lich des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind wegen der Größe und der Art der bauli-

chen Nutzung nicht zu erwarten. Vorkommen streng geschützter Arten oder von in ihrem Be-

stand gefährdeten europäischen Vogelarten im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind nicht 

bekannt.  

 

Städtebauliche Entwicklung 
Negative städtebauliche Auswirkungen für die Gesamtstadt sind durch die Festsetzungen des 

Bebauungsplanes nicht gegeben. Vielmehr schont die Verwirklichung des Bebauungsplanes Au-

ßenbereichsflächen vor weiterer Inanspruchnahme. Die Festsetzungen entsprechen der beab-

sichtigten städtebaulichen Entwicklung und der Darstellung des Flächennutzungsplanes.  

 

Verkehr  
Durch den Bebauungsplan wird ein Mischgebiet festgesetzt. Mit zusätzlichem Verkehrsaufkom-

men ist geringfügig zu rechnen. 

 

Auswirkungen auf die Wirtschaft 
Gemäß § 9 Satz 1 Mittelstandsförderungsgesetz (MFG LSA) sind bei Erlass von Satzungen die 

Auswirkungen auf die mittelständische Wirtschaft zu prüfen. 

Der Bebauungsplan setzt ein Mischgebiet gemäß § 6 Abs. 1 BauNVO fest. Geplant ist der Neubau 

von Wohngebäuden und von Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stören. Kleine 

und mittelständische Unternehmen profitieren von der Verwirklichung der Festsetzungen. 

Zusammenfassend entstehen positive Auswirkungen auf Arbeits- und Ausbildungsplätze inner-

halb der mittelständischen Wirtschaft Bernburgs.  
 

Städtischer Haushalt 
Der Stadt Bernburg (Saale) entstehen durch die Aufstellung des Bebauungsplanes keine Kosten.  
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10 Hinweise aus Sicht der Fachplanungen 

 

Geologie  
- Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt, Stellungnahme vom 17.11.2022 

Ingenieurgeologie 

Vom tieferen geologischen Untergrund ausgehende, durch natürliche Subrosionsprozesse be-

dingte Beeinträchtigungen der Geländeoberfläche (bspw. Erdfälle) sind im Geltungsbereich nicht 

bekannt. Unter Lössbedeckung steht hier der Mittlere Buntsandstein an. Der hangende Bereich 

ist meist als entfestigter Verwitterungshorizont ausgebildet, Bereiche mit anstehendem Festge-

stein können allerdings nicht ausgeschlossen werden. Es wird empfohlen, im Vorfeld der Errich-

tung von Neubebauungen, eine standortbezogene Baugrunduntersuchung nach DIN 4020 bzw. 

DIN EN 1997-2 durchführen zu lassen. 

 

Hydrogeologie 

Unter einer geringmächtigen Lössbedeckung stehen oberflächig verwitterte Sandsteine mit Ton- 

und Schlufflagen des Mittleren Buntsandsteins an. Der Grundwasserspiegel ist in einer Tiefe> 5 m 

unter Gelände zu erwarten. Falls vorgesehen ist, das anfallende Regenwasser mittels Anlagen zu 

versickern, sollte die Versickerungsfähigkeit des Untergrundes unter Beachtung des DWA-

Regelwerkes A 138 durch entsprechende Untersuchungen, evtl. im Rahmen der empfohlenen 

Baugrunduntersuchung, standortkonkret nachgewiesen werden. 

 

Leitungsträger 
- Wasserzweckverband „Saale-Fuhne-Ziethe“, Stellungnahme vom 25.11.2022  

Die Ver- und Entsorgung des geplanten Mischgebietes sowie die Löschwasserversorgung sind im 

benannten Umfang abgesichert. 

Die erforderliche innere wasser- und abwasserseitige Erschließung erfolgt durch den Erschlie-

ßungsträger. Vor Baubeginn ist die Planung mit dem Wasserzweckverband „Saale-Fuhne-Ziethe“ 

abzustimmen. Mit der Erschließung darf erst begonnen werden, wenn der bautechnischen Pla-

nung durch den Verband zugestimmt wurde. 

 

- Salzlandkreis, Stellungnahme vom 21.11.2022 

Der Salzlandkreis plant und koordiniert den geförderten Breitbandausbau im Rahmen des „Wei-

ßen-Flecken-Programms“. In Bernburg ist der geförderte Breitbandausbau bereits abgeschlossen. 

Die Arbeiten wurden durch die Deutsche Telekom AG durchgeführt. 

 

Das Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten und Ableiten sowie das Absenken und Umleiten 

von Grundwasser durch Anlagen, die hierfür bestimmt oder geeignet sind, stellen gemäß § 9 Abs. 

1 Nr. 5 und Abs. 2 Nr. 1 WHG eine Benutzung eines Gewässers dar. Darunter fallen gemäß WHG 

auch auf eine Bauzeit beschränkte Benutzungen. 

 

- Deutsche Bahn, Stellungnahme vom 06.12.2022 

Eine Entwässerung darf nicht auf oder über Bahngrund abgeleitet werden. 

Bei Einsatz eines Kranes (Baggers), dessen Schwenkbereich DB-Grenzen überschreitet, ist eine 

Kranvereinbarung mit der DB Netz AG-Netz Magdeburg zu schließen. 

Der Geltungsbereich enthält keine Kabel der DB Netz AG, das vorhandene Stichkabel F 2275 be-

findet sich in der Nähe zu diesem. Angaben zu Anlagen der Deutschen Bahn AG erfolgen nur auf 

Basis der vorhandenen Lagepläne. 
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Der angefragte Bereich enthält keine Kabel F5210 der Vodafone GmbH auf Bahngelände.  

Bei Anfragen auf öffentlichem Grund stehen die Bestandspläne der Vodafone und der Vodafone 

Kabel Deutschland Telekommunikationsanlagen für das gesamte Bundesgebiet gemeinsam über 

das Webportal „externe Webauskunft“ zur Verfügung (kostenloser Self-Service unter 

https://partner.kabeldeutsch-land.de/webauskunft-neu/Datashop/). 

 

- Stadtwerke Bernburg GmbH, Stellungnahme vom 21.11.2022 

Die vorhandenen Kabel und Leitungen der Stadtwerke Bernburg GmbH dürfen in Längsrichtung 

nicht überbaut werden, Lageänderungen wird nicht zugestimmt. Die während der Bauarbeiten 

freigelegten Kabel und Leitungen sind durch geeignete Maßnahmen in ihrer Lage zu fixieren. 

Bei Näherung und Kreuzung der Gasleitungen sind Sicherheitsabstände nach DVGW-Arbeitsblatt 

G 462 / II und G 472 einzuhalten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Angaben zum Leitungsbestand nur zu Planungszwecken und 

zur Information dienen sollen. Rechtliche Grundlagen können daraus nicht abgeleitet werden, da 

die Lage der Versorgungsleitungen jederzeit Änderungen unterworfen sein kann. 

 

Archäologische Kulturdenkmale 
- Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt, Stellungnahme vom 

22.11.2022 und vom 20.06.2023 

Für alle Erdarbeiten gelten die Bestimmungen des § 9 (3) DenkmSchG LSA. Diese besagen: Wer 

bei Arbeiten oder anderen Maßnahmen in der Erde oder im Wasser Sachen findet, bei denen 

Anlass zu der Annahme gegeben ist, dass sie Kulturdenkmale sind, hat diese zu erhalten und der 

zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. 

 

Brand- und Katastrophenschutz 
- Salzlandkreis, Stellungnahme vom 21.11.2022 und vom 13.06.2023 

Die Stadt Bernburg (Saale) als Träger der Freiwilligen Feuerwehr ist nach § 2 BrSchG6 zuständig 

für den Brandschutz und die Hilfeleistung in ihrem Bereich. Dazu ist auch insbesondere die Ein-

haltung des Zeitkriteriums nach § 2 Abs. 2 BrSchG durch die örtlich zuständige Feuerwehr zu ge-

währleisten. Der Fachdienst Brand- und Katastrophenschutz, Rettungswesen weist daraufhin, 

dass geprüft werden muss, ob sich durch Maßnahmen Änderungen oder Anpassungen in der für 

die Freiwillige Feuerwehr erlassenen Alarm- und Ausrückeordnung (AAO) ergeben und ob durch 

die Planung eine Fortschreibung der aktuellen Risikoanalyse für die Stadt erforderlich wird. 

Bezüglich der Verkehrsflächen ist die Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr zu beachten. 

 

Gesundheit 
- Salzlandkreis, Stellungnahme vom 21.11.2022 und vom 13.06.2023 

Der Fachdienst Gesundheit stimmt nach Gesundheitsverträglichkeitsprüfung gemäß dem § 6 

GDG LSA zu und gab folgende Hinweise: 

Nach Verlegung der Trinkwasserleitungen sind die hygienischen Vorschriften der §§ 13 Abs. 1 bis 

3, 14 Abs. 1 und 2 sowie 14b TrinkwV i.V.m. § 37 IfSG einzuhalten. Dem Fachdienst Gesundheit 

obliegt gemäß §§ 13 und 14 Abs. 1 und 3 TrinkwV und dem § 37 IfSG die Überwachung von 

Trinkwasser und deren Anlagen, weshalb 4 Wochen vor Inbetriebnahme der Leitungssysteme 

zwecks Trinkwasserprobeentnahme und Freigabe der Leitungen der Fachdienst Gesundheit zu 

informieren ist.  

 

Die Auswirkungen des Klimawandels können die Luftqualität in Innenräumen negativ beeinflus-

sen. Dieser Aspekt ist bei der Planung von Bauvorhaben und Wohnkonzepten nicht außer Acht zu 

lassen. Präventiv ist auf ein verändertes Lüftungsverhalten im Sommer zu verweisen. Das bedeu-
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tet, dass nachts die Fenster geöffnet sind und die Intensität des Lärms zu gesundheitlichen Be-

einträchtigungen führen kann. Umgebungslärm (vor allem Straßen-, Schienen-, Flug- und Gewer-

belärm) gehört mit zu den größten Umweltrisiken für die Gesundheit. Gesundheitliche Auswir-

kungen wie Belästigung, Schlafstörungen und ischämische Herzerkrankungen sind die Folge. 

 

Gebäudefassaden sollten einen hellen Farbanstrich erhalten, da dadurch weniger Wärme nachts 

abgegeben wird. Es wird angenommen, dass 2° C weniger Abstrahlungswärme entstehen. Auch 

die Anpflanzung von Bäumen und anderen Gehölzen ist klimatisch gesehen sehr wertvoll. Der 

dadurch erzeugte Schattenwurf kann durch die Verdunstungskühle eine gefühlte Temperatur 

von 6-8°C weniger erzeugen. Ein weiterer wichtiger Aspekt aus hygienischer Sicht ist die Beson-

nung von Wohnräumen. Die Ausrichtung der Wohnhäuser sollte so erfolgen, dass eine ausrei-

chende Besonnung eines Wohnraumes gewährleistet ist. Die in der DIN 5034 „Tageslicht in In-

nenräumen“ festgeschriebenen Werte sind als Mindestnorm anzusehen. Auf die Gefahr einer 

gegenseitigen Verschattung von Wohnräumen ist zu achten. Die anzustrebende Sonnenschein-

dauer für einen Raum sollte bezogen auf den 17. Januar 1 Stunde betragen. 

 

Um für alte und behinderte Menschen eine Verbesserung der Lebensqualität zu erzielen, sollte 

bei der Gestaltung der Außenbereiche (Straßen, Gehwege etc.) auf ein barrierefreies Überwin-

den von Hindernissen (DIN 18024) geachtet werden. 

 

11 Ablauf des Planaufstellungsverfahrens 

 

Aufstellungsbeschluss  
Der Stadtrat der Stadt Bernburg (Saale) hat am 18.06.2020 den Beschluss zur Aufstellung des 

Bebauungsplanes Nr. 97 mit dem Kennwort: „Fläche für den Neubau des Betriebshofes südwest-

lich der Thomas-Müntzer-Straße“, mit dem Ziel ein Gewerbestandort festzusetzen, gefasst. Der 

Beschluss wurde am 24.06.2020 im Amtsblatt des Salzlandkreises bekanntgemacht.  

Dieser Aufstellungsbeschluss wurde durch den Stadtrat am 23.06.2022 aufgehoben. Mit neuen 

Planzielen und neuem Bebauungsplantitel wurde der Aufstellungsbeschluss in der gleichen Sit-

zung am 23.06.2022 neu gefasst und am 29.06.2022 im Amtsblatt des Salzlandkreises bekannt-

gemacht. 

 

Öffentliche Auslegung/ Behördenbeteiligung 
Der Beschluss zur öffentlichen Auslegung wurde am 06.10.2022 durch den Stadtrat der Stadt 

Bernburg (Saale) gefasst, die Bekanntmachung erfolgte am 12.10.2022 im Amtsblatt des Salz-

landkreises. Zum Planverfahren gemäß § 3 Abs. 2 BauGB hat die öffentliche Auslegung vom 

24.10.2022 bis 26.11.2022 in der Stadtverwaltung Bernburg, Rathaus II stattgefunden. Außerdem 

wurden die Auslegungsunterlagen gemäß § 4a Abs. 4 BauGB in das Internet eingestellt. Die Ein-

holung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 

Abs. 2 BauGB wurde gemäß § 4a Abs. 2 BauGB parallel zur öffentlichen Auslegung durchgeführt. 

Die berührten Träger wurden mit Schreiben vom 07.10.2022 benachrichtigt und zur Abgabe ei-

ner Stellungnahme innerhalb der Auslegungsfrist gebeten.  

 

Stellungnahmen von Dritten sind während der öffentlichen Auslegung nicht abgegeben worden. 

Die von Trägern öffentlicher Belange vorgetragenen Gesichtspunkte wurden zum Gegenstand 

der Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB gemacht. Im Wesentlichen waren Hinweise in der Be-

gründung zu aktualisieren bzw. an den Investor weiterzuleiten zur Beachtung bei der Realisie-

rung. 
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Erneute öffentliche Auslegung 
Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der Öf-

fentlichkeitsbeteiligung zum Entwurf des Bebauungsplanes wurden Anregungen geäußert, die 

entsprechend dem Abwägungsergebnis in den Bebauungsplan einzuarbeiten waren. Die Einar-

beitung der Abwägung der Deutschen Bahn AG Landesverwaltungsamtes zum Thema überbau-

bare Grundstücksfläche forderte die Erarbeitung eines 2. Entwurfes mit erneuter Träger- und 

Öffentlichkeitsbeteiligung. 

 

Der Beschluss zur öffentlichen Auslegung des geänderten Planentwurfs gem. § 4a Abs. 3 BauGB 

wurde am 20.04.2023 durch den Stadtrat der Stadt Bernburg (Saale) gefasst, die Bekanntma-

chung erfolgte am 26.04.2023 im Amtsblatt des Salzlandkreises. Die öffentliche Auslegung gemäß 

§ 3 Abs. 2 BauGB hat vom 22.05.2023 bis 23.06.2023 in der Stadtverwaltung Bernburg, Rathaus II 

stattgefunden. Außerdem wurden die Auslegungsunterlagen gemäß § 4a Abs. 4 BauGB in das 

Internet eingestellt. Die berührten Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden mit Schrei-

ben vom 21.04.2023 benachrichtigt und zur Abgabe einer Stellungnahme innerhalb der Ausle-

gungsfrist gebeten. 

 

Stellungnahmen von Dritten sind während der öffentlichen Auslegung nicht abgegeben worden. 

Die von Trägern öffentlicher Belange vorgetragenen Gesichtspunkte wurden zum Gegenstand 

der Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB gemacht. Im Wesentlichen waren Hinweise in der Be-

gründung zu aktualisieren bzw. an den Investor weiterzuleiten zur Beachtung bei der Realisie-

rung. 

 

12 Flächenbilanz 

Die Flächenbilanz kann der folgenden Tabelle entnommen werden.  

 

Nutzungsart 
Flächengröße im Geltungsbe-

reich des Bebauungsplanes in m2 
Flächenanteil  

in % 

Mischgebiet (MI) 10.511  47,8  

Grünfläche gesamt: 11.468  52,2  

Private Grünfläche (A) mit der Zweck-

bestimmung „Biotopverbund“ 
 2.823  12,9 

Private Grünfläche (B) mit der Zweck-

bestimmung „Biotopverbund“ 
 8.646  39,3 

Gesamt: 21.979  100,0  

Tab. 3: Flächenbilanz 
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